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THEMEN DER PLENARWOCHE MONTAG, 12.11.2018 – DONNERSTAG, 15.11.2018 

Zukunft der EU - Angela Merkel muss sich zu Spitzenkandidaten bekennen / Debatte mit der 
Bundeskanzlerin am Dienstag, 13.11.2018, 15 Uhr bis 17.30 Uhr 
 
Seit Anfang 2018 lädt das Europaparlament zu jeder Plenarsitzung einen Staats- beziehungsweise Regie-
rungschef zu einer Debatte über die Zukunft Europas ein. Nach dem griechischen Premier Alexis Tsipras 
im September, dem estnischen Premier Jüri Ratas und dem rumänischen Präsident Klaus Iohannis im Ok-
tober wird nun Angela Merkel erwartet. Nach der Ankündigung Angela Merkels, im Dezember nicht erneut 
für den CDU-Parteivorsitz zu kandidieren, reist eine geschwächte Kanzlerin nach Straßburg.  
 
Die Bundeskanzlerin sollte sich vor der Europawahl endlich offen zum Spitzendkandidaten-Prinzip beken-
nen. Die Konservativen sind nach wie vor unzuverlässig, was das Spitzenkandidaten-Prinzip und damit die 
weitere Demokratisierung der Europäischen Union angeht. Die europäische Sozialdemokratie hat bei der 
letzten Wahl durchgesetzt, dass nur Spitzenkandidaten auch EU-Kommissionspräsident werden können. 
Viele Konservative wollen hingegen wie Merkel den Posten lieber wieder in Hinterzimmern ausbaldowern - 
intransparent und bürgerfern.  
Die Konservativen paktieren mit Kräften, die gegen Demokratie, Menschenrechte und die Zusammenarbeit 
in Europa arbeiten. Angela Merkel sollte Druck aufbauen, um die ungarische Fidesz um Premier Viktor 
Orban aus der Europäischen Volkspartei zu werfen. Die Nationalisten sind offen EU-feindlich und die Un-
tersuchung gegen das Treiben der ungarischen Regierung längst per Beschluss des Europäischen Parla-
ments durchgesetzt. Orban hetzt nicht nur gegen die EU, sondern auch gegen Frauen, Geflüchtete und 
Minderheiten. Seine Administration baut Grundrechte ab. Die Kumpanei der EVP mit Rechtskonservativen 
und Nationalisten hört nicht bei CSU-Amigo Orban auf. Orbans Parteifreund József Szájer von der rechts-
populistischen Fidesz ist gar Politischer Geschäftsführer der Europäischen Volkspartei.  
 
Die politischen Fehler der Konservativen in der Europapolitik sind zahlreich. Da sollte sich Angela Merkel 
abgrenzen und einen Kurswechsel anregen. Die dogmatische Kürzungspolitik, die konservative Regierun-
gen in vielen EU-Staaten durchgesetzt haben, hat vor allem im Süden Europas ganze Regionen verheert 
und Bürgerinnen und Bürger Arbeitslosigkeit und Armut ausgeliefert. Was wiederum auch in Deutschland 
die Nachfrage schwächt und damit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ganz Europa trifft. Das massive 
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Kappen von Investitionen bei radikaler sogenannter Austerität gehört zum Schlimmsten, was der europäi-
schen Gesellschaft in der Nachkriegszeit wirtschaftspolitisch angetan wurde. Infolge der Finanzkrise erwies 
sich die EVP ohnehin bei mehreren Entscheidungen als verlängerter Arm der Bankenlobby, die Milliarden-
verluste zulasten der Bürgerinnen und Bürger privatisiert und Verluste sozialisiert. Noch vor Kurzem wollte 
die EVP schärfere CO2-Grenzwerte von Autos verhindern, scheiterte aber dank einer fortschrittlichen 
Mehrheit unter Federführung der europäischen Sozialdemokratie.  
 
Ausblick: Beim Mini-Plenum Ende November in Brüssel steht der Besuch des dänischen Premierministers 
Lars Løkke Rasmussen auf der Tagesordnung. Premier Spaniens Pedro Sánchez wird das Europäische 
Parlament im Dezember besuchen. 

 
Saubere und effiziente Energie für Europa / Zwei Richtlinien, eine Verordnung; Debatte am Mon-
tag, 12.11.2018 ab 17 Uhr, Abstimmung am Dienstag, 13.11.2018 ab 12 Uhr 

 
Die Europäische Kommission hat im November 2016 ein umfangreiches Maßnahmenpaket zur Gestaltung 
der Energieunion vorgestellt, das die Weichen für eine CO2-arme und energieeffiziente Zukunft in Europa 
stellen soll: Drei zusammenhängende Gesetzestexte dieses Energiepakets wurden im Sommer mit dem 
Rat verhandelt, das Trilog-Ergebnis steht nun in der kommenden Plenarwoche zur finalen Abstimmung.  
Die Energieeffizienz-Richtlinie schreibt ein EU-weites Energieeinsparungsziel von 32,5 Prozent bis zum 
Jahr 2030 vor. Dieser Wert soll durch verbindliche Einsparungen von 0,8 Prozent pro Jahr im Endenergie-
verbrauch erreicht werden. Außerdem umfasst die Richtlinie nun mehr Sektoren als zuvor, die EU-Mitglied-
staaten können jedoch den Transportsektor und bestimmte industrielle Aktivitäten ausnehmen. Die überar-
beitete Erneuerbaren-Energie-Richtlinie sieht ein verbindliches EU-weites Ziel von 32 Prozent für den An-
teil erneuerbarer Quellen im Endenergieverbrauch bis zum Jahr 2030 vor. Auch bei der Wärmeerzeugung 
und im Transport sollen erneuerbare Energien stärker zum Zug kommen. Dabei soll auf fortschrittliche 
Kraftstoffe, wie Strom und nachhaltiger Biosprit und Elektromobilität gesetzt werden. Die Förderung von 
klimaschädlichen Biokraftstoffen soll auslaufen, da sie oft zu Abholzungen in anderen Regionen der Welt 
führen. Die neue Richtlinie entlastet außerdem Selbstverbraucher und Energiegenossenschaften von Netz-
gebühren und Umlagen.  
 
Um die Vorgaben und Ziele der beiden Richtlinien einzuhalten, legt die sogenannte Governance-Verord-
nung das Verfahren fest, nach dem die EU-Mitgliedstaaten ihre nationalen Energie- und Klimapläne erstel-
len und auswerten. Diese Pläne müssen Maßnahmen zur Einhaltung der Ziele sowie Vorkehrungen gegen 
die Energiearmut enthalten. Die EU-Kommission kann die Mitgliedsstaaten auffordern, ihre Pläne gegebe-
nenfalls anzupassen, sollte sie zu dem Ergebnis kommen, dass die Pläne nicht ausreichen, um die Zielvor-
gaben der Erneuerbaren- und Energieeffizienzrichtlinie zu erreichen.  
Sowohl bei der Energieeffizienz als auch bei den Erneuerbaren hat das Parlament dem Rat ein deutlich 
ambitionierteres Ziel als die ursprünglich vom Rat geforderten Ziele von jeweils 27 Prozent abgerungen. Mit 
der Annahme der drei Texte ist das Energiepaket auf einem guten Weg, bis zum Ende der Legislaturperi-
ode im Mai 2019 vollständig angenommen zu werden.  
 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben uns erfolgreich für höhere Ziele eingesetzt und da-
mit einen wichtigen Beitrag zum Pariser Abkommen geleistet. Ein großer Verhandlungserfolg für die Sozial-
demokratie ist die erstmalige Erwähnung von Energiearmut in einem EU-Gesetz. Laut der Governance-
Verordnung müssen die EU-Mitgliedsstaaten nun in ihren nationalen Energie- und Klimaplänen Maßnah-
men gegen Energiearmut vorsehen, andernfalls kann die Kommission Korrekturen verlangen. Somit wird 
sichergestellt, dass die Energiewende nicht auf dem Rücken der ohnehin schon von einem Risiko der 
Energiearmut betroffenen Haushalte stattfindet.  
 
Ausblick: Nach der Annahme durch das Plenum des Europäischen Parlaments und den Rat sowie der da-
rauffolgenden Unterzeichnung der Rechtsakte müssen die Vorgaben der beiden Richtlinien binnen 18 Mo-
naten in nationales Recht umgesetzt werden. Die Bestimmungen würden somit im Jahr 2021 in Kraft tre-
ten. 
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Kritik an Rumänien / Resolution; Abstimmung am Dienstag, 13.11.2018, ab 12.30 Uhr 
 
In der ersten Oktober-Plenarsitzung des Europäischen Parlaments fand eine Plenardebatte über die mögli-
che Schwächung der Rechtsstaatlichkeit in Rumänien durch umstrittene Justizreformen statt, die die Re-
gierung 2017 in die Wege geleitet hatte. Das Europäische Parlament wird nun mit einer fraktionsübergrei-
fenden Resolution Stellung zu diesem Thema beziehen. Die Justizreformen in Rumänien werden sowohl 
von Teilen der rumänischen Bevölkerung als auch im Ausland mit Sorge betrachtet. Kernpunkte der Kritik 
sind eine mögliche Gefährdung der Unabhängigkeit der Arbeit der Justiz sowie Rückschritte bei der Korrup-
tionsbekämpfung. Im Oktober 2018 hat auch die aus Verfassungsexperten bestehende Venedig-Kommis-
sion des Europarats ihre Stellungnahmen zu den rumänischen Justizreformen veröffentlicht. Darin wird 
zum einen Intransparenz beim Prozess der Erarbeitung und Beratung der Reformen kritisiert, zum anderen 
wird ein Teil der Reformen als für den Rechtsstaat problematisch beanstandet. Die Venedig-Kommission 
empfiehlt zudem die Streichung problematischer Aspekte, wie die Einschränkung der freien Meinungsäu-
ßerung für Richter und Staatsanwälte, und mahnt die Konkretisierung von Textstellen an, die potentiell 
missbräuchlich angewendet werden könnten.  
 
Abgeordnete unterschiedlicher Fraktionen stehen dem Vorgehen der rumänischen Regierung kritisch ge-
genüber. In der fraktionsübergreifenden Resolution, deren Text bis zur November-Plenumssitzung erarbei-
tet wird, werden die Parlamentarier deutlich machen, dass Rechtsstaatlichkeit ein integraler Bestandteil der 
europäischen Werte ist und in keiner Weise ausgehöhlt werden darf. Es besteht auch breiter Konsens dar-
über, dass die rumänische Regierung die Empfehlungen der Venedig-Kommission zeitnah umsetzen und 
vor allem ihren Kampf gegen Korruption unvermindert fortführen muss. Gerade vor dem Hintergrund der 
am 1. Januar 2019 beginnenden Ratspräsidentschaft Rumäniens sollte die rumänische Regierung zeigen, 
dass europäische Werte die Basis ihrer Politik bilden.  
 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen uns klar dafür ein, dass Rumänien die Empfehlun-
gen der Venedig-Kommission umsetzt und Korruptionsvorwürfe restlos ausräumt. Allerdings ist Rumänien 
nicht in einem Atemzug mit Ungarn zu nennen. Viele konservative Abgeordnete wollen diese Regierungen 
auf eine Stufe stellen, wobei in Ungarn eindeutig eine Einschränkung der Presse- und Wissenschaftsfrei-
heit festgestellt wurde sowie der Schutz von Minderheiten auf dem Spiel steht.  
 
Ausblick: Die rumänische Regierung muss ihre Kritikfähigkeit unter Beweis stellen und, gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission, von der sie als relativ neues EU-Mitglied ohnehin eng 
begleitet wird, notwendige Änderungen an den Justizreformen vornehmen. 

 
Telekommunikation – Preise für Auslandsanrufe werden gedeckelt / Richtlinie; Debatte am 
Mittwoch, 14.11.2018, ab 9 Uhr, Abstimmung ab 12.30 Uhr 

 
Die europäischen Regeln für die Telekommunikation werden seit 2016 grundlegend überarbeitet, da die 
bestehenden Vereinbarungen der digitalen Welt von heute nicht gerecht werden. Die von der EU-Kommis-
sion veröffentlichten Gesetzesvorschläge, regulieren neue Telekommunikationsanbieter und setzen Investi-
tionsanreize für Hochgeschwindigkeitsnetze. Auf Drängen des Europäischen Parlaments wurde auch eine 
Deckelung der Preise für Auslandstelefonate ab Mai 2019 vereinbart. Nach Trilog-Verhandlungen zwischen 
dem Parlament, der Kommission und den EU-Mitgliedstaaten im Juli 2018 hat der Industrieausschuss über 
das Trilog-Ergebnis abgestimmt, das nun im Plenum bestätigt werden soll.  
Die neue Richtlinie bringt die Regulierung der Telekommunikation auf die Höhe der Zeit. Neben einer fairen 
und angemessenen Regulierung neuer Anbieter wie WhatsApp stand im Mittelpunkt der Verhandlungen, 
Investitionsanreizen für schnelles Internet zu schaffen. Während über das Ziel von Anfang an große Einig-
keit zwischen den Fraktionen im Parlament bestand, wurde während der Verhandlungen eine ausgewo-
gene Position über den Prozess dorthin erreicht. Nun können sich beispielsweise mehrere Anbieter zusam-
mentun, sich Verantwortung und Kosten für den Breitbandausbau in ländlichen Regionen teilen, und 
dadurch von geringeren Auflagen beim Zugang für Wettbewerber profitieren.  
Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist insbesondere die Deckelung der Preise für Aus-
landstelefonate auf 19 Cent pro Minute ein großer Erfolg. Dieser Punkt konnte in hartnäckigen Verhandlun-
gen mit den EU-Mitgliedstaaten erreicht werden und ist nach der Abschaffung der Roaming-Kosten eine 
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weitere Erleichterung für die europäischen Verbraucherinnen und Verbraucher. Auch beim Thema Netz-
ausbau haben wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten durchgesetzt, dass die Interessen der Bür-
gerinnen und Bürger Priorität haben: Durch verschärfte Regeln ist nun sichergestellt, dass auch dort, wo 
Anbieter durch gemeinsamen Netzausbau von verminderter Regulierung profitieren, keine Monopole ent-
stehen.  
 

Ausblick: Im Fall einer Zustimmung des Europäischen Parlaments müssen die Texte noch durch den Rat 

angenommen werden. Die Deckelung der Preise für Auslandstelefonate tritt in diesem Fall im Mai 2019 in 

Kraft. 

Bahn-Passagierrechte- mehr Entschädigung bei Zugausfällen / Verordnung; Debatte am Mitt-
woch, 14.11.2018, ab 15 Uhr; Abstimmung am Donnerstag, 15.11.2018, ab 12 Uhr 
 
Die EU-Kommission hat eine Überarbeitung der Fahrgastrechte für Bahnreisende vorgelegt. Die geltende 
Verordnung stammt aus dem Jahr 2007 und soll an veränderte Gegebenheiten angepasst und die Fahr-
gastrechte weiter gestärkt werden.  
 
Nach zähen Verhandlungen konnte sich eine sozialdemokratisch geführte Mehrheit im Verkehrsausschuss 
auf einen Kompromiss einigen, der die Fahrgastrechte stärkt. Beispielsweise soll es EU-Mitgliedstaaten in 
Zukunft nicht mehr erlaubt sein, Ausnahmen für bestimmte Bahn- Dienstleister zu ermöglichen. Außerdem 
müssen in Zügen künftig mehr Plätze für mitgenommene Fahrräder bereitstellen werden. Die wichtigste 
Änderung soll aber bei der Höhe der Entschädigung erfolgen. Bislang erhalten Bahnreisende 25 Prozent 
des Ticketpreises erstattet, wenn sie später als eine Stunde am Ziel eintreffen. Ab einer zweistündigen Ver-
spätung gibt es bislang 50 Prozent zurück. Der Verkehrsausschuss hat mehrheitlich einen Änderungsan-
trag unterstützt, der Bahnunternehmen verpflichtet bei Verspätungen von mehr als einer Stunde die Hälfte 
des Fahrkartenpreises zu erstatten. Nach anderthalb Stunden 75 Prozent und nach zwei Stunden muss der 
ganze Preis erstattet werden.  
 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten unterstützen die Stärkung der Verbraucherrechte und wer-
den auch im Plenum für eine deutliche Anhebung der Entschädigungssumme votieren.  
 
Ausblick: Die Verordnung kann nach der Abstimmung im Plenum im Trilog mit Rat und Kommission ver-
handelt werden. 
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